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Die Bundesregierung begrüßt die Große Anfrage als 
nützlichen Anlaß, dem Deutschen Bundestag, der 
Wirtschaft und der interessierten Öffentlichkeit ihre 
„Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine und 
mittlere Unternehmen" und ihr „Aktionspro- 
gramm zur Leistungssteigerung kleinerer und mitt- 
lerer Unternehmen" vom 29. Dezember 1970 erneut 
zu erläutern und auf die gebotenen Hilfen aufmerk- 
sam zu machen. 

Die Bundesregierung hat mit Genugtuung zur Kennt- 
nis genommen, daß die von ihr seit 1970 angebote- 
nen zusätzlichen Hilfen für Mittel- und Kleinunter- 
nehmen zur Verbesserung der Marktchancen ge- 
nutzt werden und als spürbarer Beitrag zur Lei- 
stungssteigerung wirken. 

Die Bundesregierung sah es als besonders dringlich 
an, nicht nur erstmals „Grundsätze einer Struktur- 
politik für kleine und mittlere Unternehmen" im 
Rahmen der Gesamtwirtschaft zu entwickeln, son- 
dern gleichzeitig auch die damit verbundenen, kon- 
kreten Maßnahmen in ihrem Aktionsprogramm dar- 
zulegen. 

Das Bekenntnis der Bundesregierung’ zur marktwirt- 
schaftlichen Ordnung (vgl. Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969) im sozialen Rechtsstaat wird 
durch ihre Ablehnung dirigistischer Eingriffe in die 
unternehmerische Entscheidung und durch ihre kon- 
kreten wirtschaftspolitischen Maßnahmen, insbeson- 
dere zugunsten kleinerer und mittlerer Unterneh- 
men verwirklicht, 

Es ist selbstverständlich, daß die Bundesregierung 
die weitere wirtschaftliche Entwicklung der kleinen 
und mittleren Unternehmen mit den Maßnahmen 
ihres Aktionsprogramms unterstützen wird. Jede 
konkrete Anregung, die auf eine Verbesserung der 
Leistungsfähigkeit zielt, wird die Bundesregierung 
als hilfreich anerkennen und kritisch prüfen. 

Zu den Fragen führe ich im einzelnen aus: 

Frage L 1 

Hat die Bundesregierung die Auswirkungen der 
amtlichen Konjunkturpolitik und insbesondere 
der Hochzinspolitik der zurückliegenden Zeit 
auf die Leistungsfähigkeit und die Wettbe- 
werbsfähigkeit der mittleren und kleineren Un- 
ternehmen beobachtet und zu welchen Ergeb- 
nissen ist sie dabei gekommen? 

Antwort 

Die Bundesregierung beobachtet aufmerksam die 
Auswirkungen der gesamten Konjunkturpolitik auf 
die Leistungsfähigkeit und die Wettbewerbsfähig- 
keit der kleinen und mittleren Unternehmen. Der 
Leistungsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit der 

vgl. „Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine und 
mittlere Unternehmen" — Drucksache VI/1666 vom 
29. Dezember 1970 — (auszugsweise als Anlage bei- 
gefügt) 


kleinen und mittleren Unternehmen dient am wirk- 
samsten eine auf Stabilität gerichtete Wirtschafts- 
politik, trotz der Härten, die für sie hier und da 
damit verbunden sein können. Dazu muß zeitweilig 
auch eine restriktive Zins- und Liquiditätspolitik der 
Bundesbank angewendet werden. Die Deutsche 
Bundesbank hat den Diskontsatz und den Lombard- 
satz, die am 9. März 1970 auf ihren höchsten Stand 
von 7 V 2 ®/o und 9 V 2 ®/o angehoben worden waren, 
inzwischen in vier Stufen bereits wieder auf 5 und 
6 V 2 'Vo (seit April 1971) gesenkt. Am 9. Mai 1971 
hat die Bundesregierung neue Maßnahmen zur 
Preisstabilisierung und zur Sicherung des außen- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts beschlossen. Die 
Bundesregierung geht dabei davon aus, daß die 
Deutsche Bundesbank eine der neuen Lage und den 
neuen Zielsetzungen adäquate Zins- und Liquiditäts- 
politik treibt. 

Für eine wirksame Konjunkturpolitik ist es im übri- 
gen unabdingbar, daß die ergriffenen Maßnahmen 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen entsprechend glo- 
bal konzipiert sind, d. h. auf die Steuerung der Ge- 
samtnachfrage abzielen. Die Effizienz der Konjunk- 
turpolitik würde durch eine zu weitgehende Diffe- 
renzierung von Maßnahmen — etwa nach Wirt- 
schaftsregionen, Wirtschaftssektoren oder Betriebs- 
größen — entscheidend vermindert werden. 

Frage I. 2 

Hat die Bundesregierung durch die Aussetzung 
der degressiven Abschreibung ihr Ziel, das In- 
vestitionsklima abzukühlen und den Preis- 
anstieg zu dämpfen, erreicht? Hat die Bundes- 
regierung die Auswirkungen der Aussetzung 
der degressiven Abschreibung auf die Möglich- 
keit zur Realisierung des technischen Fort- 
schritts bei verschiedenen Unternehmensgrößen 
geprüft und zu welchen Ergebnissen ist sie da- 
bei gekommen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat ihr Ziel, die private Inve- 
stitionsnachfrage zu dämpfen, erreicht. Dies zeigt 
z. B. die Entwicklung der Auftragseingänge aus dem 
Inland bei der Investitionsgüterindustrie, wo die 
Nachfrage nach Investitionsgütern zurückging: 

Auftragseingang aus dem Inland 
bei der Investitionsgüterindustrie 
[saisonbereinigt ^)] 

Veränderung gegen Vorperiode in v. H. 


1970 1. Vierteljahr 

+ 2,5 

2. Vierteljahr 

-0,9 

3. Vierteljahr 

“2,4 

4. Vierteljahr 

-0,9 


2) Saisonbereinigung der Wirtschaftsforschungsinstitute 
(ASA-II-Verfahren) 
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Januar 

-1,2 

Februar 

-3,7 

März 

;+7,9 

April 

-2,6 


Nadi einer Untersuchung des Ifo-Instituts für Wirt- 
sdiaftsforsdiung haben 20 v. H. der befragten In- 
dustriefirmen ihre Investitionspläne 1970 gekürzt. 
Von diesen Firmen gab die Hälfte als Grund hierfür 
die konjunktur dämpf enden Maßnahmen der Bundes- 
regierung an, in deren Rahmen die Aussetzung der 
degressiven Abschreibung eine wichtige Rolle 
spielte. 

Zwar sind die Erzeugerpreise für Investitionsgüter 
von Januar bis März dieses Jahres deutlich lang- 
samer gestiegen als in der gleichen Zeit des Vor- 
jahres; die angestrebte Beruhigung des Preisan- 
stiegs ist aber bisher wegen der hohen Auftrags- 
bestände in der Investitionsgüterindustrie und we- 
gen des verstärkten Kostendrucks in der Industrie 
noch nicht in dem erwünschten Ausmaß eingetreten. 
Bei fortschreitender Beruhigung der Nachfrage und 
anhaltender Normalisierung der unerledigten Be- 
stellungen dürfte sich die Verlangsamung des Preis- 
auftriebs der industriellen Erzeugerpreise für Inve- 
stitionsgüter fortsetzen. Die neuen Stabilisierungs- 
maßnahmen der Bundesregierung dürften diesen 
Prözeß beschleunigen. 

Bei der Aussetzung der degressiven Abschreibung 
handelt es sich ebenfalls um eine globale Maß- 
nahme, die an Wirkung verlieren müßte, wenn an 
ihre Stelle eine Differenzierung nach Unternehmens- 
größen träte. Es liegen keine Anzeichen dafür vor, 
daß kleine und mittlere Unternehmen bei ihren Be- 
mühungen um Realisierung des technischen Fort- 
schritts durch diese wirtschaftspolitische Maßnahme 
gegenüber größeren Unternehmen benachteiligt 
worden wären. 

F r a g e I. 3 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
in ihrem Memorandum zur Industriepolitik, daß 
die kleinen und mittleren Unternehmen in einer 
technologisch fortschrittlichen Wirtschaft eine 
beträchtliche Rolle zu spielen haben und zahl- 
reiche Innovationen auf Erfindungen zurück- 
gehen, die in Kleinunternehmen entwickelt wur- 
den? Teilt die Bundesregierung insbesondere 
die Auffassung der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften, wonach Kleinunter- 
nehmen als Rahmen für bestimmte Innovatio- 
nen häufig besser geeignet sind als Großunter- 
nehmen und welche Konsequenzen will die Bun- 
desregierung aus diesen Erkenntnissen ziehen? 

Antwort 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu. 
Sie hat deshalb in ihrem Aktionsprogramm verbes- 


3) Ifo-Schnelldienst, Nr. 46/44, 26. Oktober 1970 


serte Finanzierungsmöglichkeiten, insbesondere Hil- 
fen für Rationalisierung, Forschung, Entwicklung 
und Innovation vorgesehen. Sie hat gerade im Hin- 
blick auf diese Innovationsfunktion maßgeblich dar- 
auf hingewirkt, daß die Notwendigkeit einer dyna- 
mischen Politik zugunsten der kleinen und mittle- 
ren Unternehmen, vor allem auf den Gebieten der 
Zusammenarbeit, der Finanzierung, der technischen 
Hilfe und der verbesserten Betriebsführung, in dem 
für den Rat bestimmten Bericht der Gruppe „Indu- 
striepolitik" herausgestellt wird. In das Mandat des 
von der Grüppe vorgeschlagenen Ständigen Aus- 
schusses für Industriepolitik ist demzufolge als be- 
sonderer Punkt auch die Prüfung von Leitlinien für 
die „Berücksichtigung der Rolle der mittleren und 
kleinen Unternehmen bei der industriellen Entwick- 
lung" auf genommen worden. 


Frage I. 4 

Welche Mehrbelastungen für die Unternehmen 
sind durch die zum 1. Januar 1970 erfolgte Ein- 
führung der Lohnfortzahlung für Arbeiter im 
Krankheitsfalle sowie durch die Anhebung der 
Einkommensgrenze in der Krankenversicherung 
für das Jahr 1970 entstanden? Welche Mehr- 
belastung verursacht das zweite Krankenver- 
sicherungsänderungsgesetz für die Unterneh- 
men? Welche Mehrbelastungen für die Wirt- 
schaft sind durch die Einführung eines Bil- 
dungsurlaubes entsprechend den Ankündigun- 
gen der Bundesregierung für die Unternehmen 
zu erwarten? 

Antwort 

Die Berechnungen des Statistischen Bundesamtes 
über die Auswirkungen der Lohnfortzahlung be- 
stätigen weitgehend die von der Bundesregierung 
vor Einführung der Lohnfortzahlung ermittelten Da- 
ten, die mit den (in der Konzertierten Aktion ver- 
tretenen) Verbänden abgestimmt worden waren. 

Nach den Berechnungen des Statistischen Bundes- 
amtes entfallen von dem Zuwachs der Bruttolohn- 
und -gehaltssumme je durchschnittlich beschäftigten 
Arbeitnehmer im Jahre 1970 2 Prozentpunkte auf 
die Auswirkungen des Lohnfortzahlungsgesetzes, 

Einschließlich der Arbeitgeberbeiträge zur Sozial- 
versicherung für die im Krankheitsfall fortgezahlten 
Löhne errechnet sich daraus eine gesamtwirtschaft- 
liche Brutto-Belastung von rund 6 Mrd. DM durch 
die Lohnfortzahlung. Die Belastung der Wirtschaft 
nach Steuern liegt mit rd. 3,5 Mrd. DM erheblich 
niedriger. 

Die Auswirkung der Anhebung der Einkommens- 
grenzen in der Krankenversicherung läßt sich nicht 
genau feststellen, da in das Jahr 1970 auch die 
durch die Lohnfortzahlung möglich gewordene Bei- 
tragssenkung für Arbeiter (von durchschnittlich 
10,5 V. H. auf 8,2 v. H.) fällt. Einen Anhaltspunkt 
für das Ausmaß dieser gegenläufigen Auswirkun- 
gen kann lediglich die Entwicklung der Arbeitgeber- 
beiträge für die Krankenversicherung geben. Sie 
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sind 1970 um 960 Millionen DM gestiegen. In die- 
sem Betrag sind jedoch auch die Beitragszuwächse 
enthalten, die durch die Lohnfortzahlung sowie 
durch den allgemeinen Beschäftigungsanstieg mit 
zusammen etwa 40 v. H. entstanden sind. Es ergibt 
sich als Effekt aus der Erhöhung der Einkommens- 
grenzen und der Senkung der Beitragssätze eine 
Mehrbelastung von etwa V2 Mrd. DM. Zusammen 
mit den Auswirkungen der Lohnfortzahlung errech- 
net sich ein Bruttobetrag von rd. 6V2 Mrd. DM, nach 
Steuern ein Betrag von knapp 4 Mrd. DM. 

Auf die Gesamtbelastung der Unternehmen mit Per- 
sonalkosten (Bruttolöhne- und -gehälter einschließ- 
lich Arbeitgeberbeiträge) umgerechnet bedeutet dies 
im Jahr 1970 eine zusätzliche Belastung durch die 
Einführung der Lohnfortzahlung und der Änderung 
der Beitragssätze sowie der Einkommensgrenzen 
in der Krankenversicherung um durchschnittlich 
2 V. H. 

Das Gesetz zur Weiterentwicklung der gesetzlichen 
Krankenversicherung verursacht im Jahre 1971 in 
der gesamten Wirtschaft einen zusätzlichen Auf- 
wand für Sozialleistungen in Höhe von brutto rd. 
2,2 Mrd. DM, nach Steuern von 1,3 Mrd. DM. Das 
sind nach den Berechnungen, die den Beratungen 
des Bundestagsausschusses für Arbeit und Sozial- 
ordnung im Oktober 1970 zugrunde gelegen haben, 
rd. 0,6 V. H. des Bruttoeinkommens aus unselbstän- 
diger Arbeit. Wie hoch dabei der Mehraufwand bei 
kleinen und mittleren Unternehmen ist, läßt sich 
nicht genau ermitteln. 

Der Mehraufwand ist insbesondere auf Mehrleistun- 
gen für Angestellte mit Einkommen über 1200 DM 
monatlich zurückzuführen (Einführung des gesetz- 
lichen Arbeitgeberanteils zum Krankenversiche- 
rung sbeitrag). Damit hängt er vor allem vom Anteil 
dieser Angestellten an der Gesamtzahl der Beschäf- 
tigten ab. Da bei kleinen und mittleren Unterneh- 
men der Anteil der Angestellten mit Monatsein- 
kommen über 1200 DM unterdurchschnittlich ist, ist 
in diesem Bereich der Mehraufwand niedriger als 
0,6 V. H. des Bruttoeinkommens aus unselbständiger 
Arbeit. 

Aus den vorgenannten Berechnungen kann nicht auf 
die effektive Verminderung der Unternehmens- 
erträge geschlossen werden. Die Berechnungen be- 
rücksichtigen z. B. nicht die im Wettbewerb mög- 
lichen Einflüsse der Mehraufwendungen auf die Ent- 
wicklung der Effektivlöhne und der Preise. 

In ihrer Antwort auf die Große Anfrage der Frak- 
tion der CDU/CSU betr. Arbeitsprogramm der Bun- 
desregierung zu innenpolitischen Vorhaben (Druck- 
sache W1953) hat die Bundesregierung angekündigt, 
daß für den Bildungsurlaub eine Konzeption erar- 
beitet werden soll, wobei die gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen, Kosten und Nutzen zu prüfen sind. 
Zur Zeit untersucht die Bundesregierung gemeinsam 
mit einer im Rahmen der Sozialpolitischen Ge- 
sprächsrunde eingesetzten Arbeitsgruppe die sich 
bei verschiedenen Alternativen eines Bildungs- 
urlaubs ergebende Belastung der Unternehmen. 


Frage I. 5 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die lohnintensiven mittelständischen Unterneh- 
men von diesen Belastungen aufgrund der Lohn- 
bezogenheit der Sozialabgaben besonders stark 
betroffen werden? 

Antwort 

Die Erhöhung lohnbezogener Sozialabgaben bela- 
stet jeden Betrieb im Maße seiner Lohmntensität. 
Daraus kann aber nicht geschlossen werden, daß 
lohnintensive Unternehmen ig rundsä tzlich in ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigt werden. Im all- 
gemeinen stehen lohnintensive Betriebe mit kosten- 
mäßig ähnlich strukturierten Unternehmen in Wett- 
bewerb. 

Im übrigen kann auch nicht generell davon gespro- 
chen werden, daß kleine und mittlere Unternehmen 
lohnintensiv und alle größeren Unternehmien kapi- 
talintensiv seien. 

Bei den Belastungen aus der arbeitsrechtlichen Loihn- 
fortzahlung ist außerdem zu berücksichtigen, daß im 
Rahmen des gesetzlichen Ausgleichsverfahrens für 
Unternehmen mit bis zu 20 Arbeitnehmern (aus- 
schließlich Auszubildende) der Bund in den Jahren 
1970 bis 1973 eine degressive Übergangshilfe in 
Höhe von insgesamt 525 Millionen DM leistet. Da- 
mit werden aus öffentlichen Mitteln für eine Über- 
gangszeit die Mehrkosten kleinerer Unternehmen 
erheblich gesenkt. 

Frage 1. 6 

Ist die Bundesregierung bereit, die Auswirkun- 
gen der Lohnbezogenheit der Sozialabgaben 
auf die mittelständischen Unternehmen erneut 
zu überprüfen und dem Bundestag dieses Ergeb- 
nis vorzulegen? Siecht die Bundesregierung ge- 
gebenenfalls Möglichkeiten für konkrete Maß- 
nahmen, durch die die durch die Lohnbezogen- 
heit der Sozialabgaben bedingten Wettbewerbs- 
nachteile der mittelständischen Unternehmen 
ab gebaut werden können? 

Antwort 

Frühere Bundesregierungen haben die Frage der 
Loihnbezogenheit der Sozialabgaben eingehend ge- 
prüft und gutachtlich prüfen lassen. Sie haben dem 
Deutschen Bundestag über die Ergebnisse ihrer Un- 
tersuchungen in den Jahren 1961 und 1965 ausführ- 
lich berichtet (vgl. 3. Wahlperiode, Drucksache 2723, 
Drucksache IV/3230). In den Berichten ist die dama- 
lige Bundesregierung zu dem Ergebnis gekommen, 
daß der Lohn als Bemessungsgrundlage für die 
Sozialabgaben nicht aufgegeben werden sollte. Die 
angestrebte Entlastung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen würde bei der Wahl anderer Bemessungs- 
grundlagen unbestimmt sein. Vor allem würde ein 
Wechsel in der Bemessungsgrundlage tragende 
Grundprinzipien der gesetzlichen Sozialversicherung 
in Frage stellen. Die Bundesregierung hält die 
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Gründe, die damials für eine Beibehaltung des Lohns 
als Bemessungsgrundlage der Sofzialabgaben gel- 
tend gemacht wurden, nach wie vor für überzeu- 
gend. 

Fragen 1.7 und I. 8 

7. Ist die Bundesregierung in der Lage, die sich 
hinter der Fassade zufriedenstellender Um- 
(Satzz UW achs raten abzeichnende negative Er- 
tragsentwicklung in einzelnen Bereichen der 
mittelständischen Wirtschaft aufzuzeigen 
und welche Konsequenzen glaubt die Bun- 
desregrerung aus diesem Mißvei^hältnis zie- 
hen zu müssen? 

8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß wachsender Kostendruck bei starker 
Gewinnkompression gerade in mittelstän- 
dischen Bereichen zu existenzgefährdenden 
Substanz Verlusten führt? ' 

Antwort 

Von einer negativen Ertragsentwicklung allgemein 
kann nicht gesprochen werden. Die Bruttoeinkom- 
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen stie- 
gen 1970 gegenüber dem Vorjahr um 7,5 v. H. an. 
Die den „Grundsätzen einer Strukturpolitik für 
kleine und mittlere Unternehmen" vorauage schickte 
Situationsanalyse wichtiger Wirtschaftszweige zeigt, 
daß diese Unternehmen sich in verschiedenen Berei- 
chen gleich gut wie Großunternehmen entwickelt 
haben, während in anderen Bereichen der Struktur- 
wandel stärker ausgeprägt ist und zu einem Rück- 
gang geführt hat. Es liegt in der Natur der Markt- 
wirtschaft, daß sich Wirtschaftsbereiche aus kon- 
j'unkturiellen oder strukturellen Gründen sowohl 
insgesamt als auch differenziert nach Unternehmens- 
größenklassen unterschiedlich entwickeln. Um die 
dadurch evtl, notwendig werdenden Anpassungspro- 
zesse für kleine und mittlere Unternehmen zu er- 
leichtern, hat idie Bundesregierung Ende 1970 das 
Akti onsp r o gr amm b e schl oss en . 

Bei starkem Konkurrenzdruck lassen sich steigende 
Kosten nicht immer über die Preise weiterwälzen. 
Die Folge hiervon können zeitweilig Gewinnminde- 
rungen sein. Bei starker Gewinnkompression können 
die Unternehmen gezwungen werden, auf Reserven 
zurückzugreifen und es wird dann von idiesen Reser- 
ven abhängen, ob existenzgefährdende Substanzver- 
luste entstehen. Angesichts der hohen gesamtwirt- 
schaftlichen Nachfrage ist nicht zu befürchten, daß 
ein Gewinnrückgang zu einer krisenhaften Entwick- 
lung im Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen 
führt. 

Fragen 1. 9 und I. 10 

9. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Ausstattung ider mittelständischen Wirt- 
tschaft mit liquiden Mitteln in der Regel un- 
zureichend ist, um Investitionen, insbeson- 
dere solche zur Erweiterung des Anlage- 
vermögens, zur Steigerung der Produktivi- 


tät und letztlich auch zur Sicherung der Ar- 
beitsplätze zu finanzieren? 

10. Ist die Bundesregierung grundsätzlich be- 
reit, aufgrund des im Durchschnitt unbefrie- 
digenden Verhältnisses zwischen Eigenka- 
pital und Fremdkapital neue Wege der 
Eigenkapitalfinanzierung einzuschlagen und 
welche konkreten Maßnahmen zur Verbes- 
se rimg der Eiigenkapitalbasis in mittelstän- 
dischen Unternehmen hat die Bundesregie- 
rung bislang geprüft und zu welchem Er- 
gebnis ist sie dabei gekommien? 

Antwort 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Aufrecht- 
erhaltung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
einen Investitionsaufwand erfordern kann, dessen 
Größenordnung die Finanzkraft kleiner und mittle- 
rer Unternehmen in manchen Fällen übersteigt. 
Hierfür sind langfristig verfügbare Mittel, z. B. in 
Form von haftendem Kapital notwendig. Die in den 
letzten Jahren entwickelten Formen der erwerbs- 
wirtschaftlichen Beteiligungsfinanzierung haben sich 
für kleine und mittlere Unternehmen als noch nicht 
genügend wirksam erwiesen. Daher hat die Bundes- 
regierung 1970 Maßnahmen ergriffen, um die Auf- 
nahme von Beteiligungskapital durch kleine und 
mittlere Unternehmen zu fördern. Diesem Zweck 
dienen ERP-Kredite an Kapitalb e teiligungs ge Seil- 
schaften zur Refinanzierung von Beteiligungen, ERP- 
Haftungsfondsdarlehen sowie Rückgarantien an Be- 
teiligungsgarantiegemeinschaften. Diese Hilfen wer- 
den gegeben, soweit eine Beteiligung ohne sie nicht 
oder nicht zu angemessenen Bedingungen zustande 
käme. Im Interesse der Schaffung oder Sicherung 
selbständiger Existenzen sollen damit die Beteili- 
gungskosten gesenkt werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
eingeschlagene Weg unter wettbewerbspolitischen 
Gesichtspunkten eine gute Lösung zur Verbesserung 
der Eigenkapitalbasis kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen dar stellt. 

Z u Frage 11. A. 1 

Haben die von der Bundesregierung verkünde- 
ten „Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine 
und mittlere Unternehmen" einen verbindlichen 
Charakter für die amtliche Wirtschaftspolitik, 
insbesondere für die Verwaltungspraxis oder 
stellen sie nur eine bloße Absichtserklärung 
dar? 

Antwort 

Die „Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine 
und mittlere Unternehmen" sind ebenso wie die 
Grundsätze der regionalen und die Grundsätze der 
sektoralen Strukturpolitik für die Durchführung der 
Wirtschaftspolitik richtungweisend. Auf der Basis 
der „Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine 
und mittlere Unternehmen" werden die im „Ak- 
tionsprogramm zur Leistungssteigerung kleiner und 
mittlerer Unternehmen" dargestellten Ziele formu- 
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liert und die entspredienden Maßnahrnjen getroffen. 
In diesem Sinne sind 'die „Grundsätze einer Struk- 
turpolitik für kleine und mittlere Unternehmen" für 
die konzeptionelle Fortentwicklung und administra- 
tive Durchführung der Wirtschaftspolitik dieser Bun- 
desregierung verbindlich. 


Frage II. A. 2 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre „Grund- 
sätze einer Strukturpolitik für kleine und mitt- 
lere Unternehmen" konkreter und praktikabler 
zu igestalten und sich selbst Insbesondere zu 
verpflichten, ihre Maßnahmen einer ökonomi- 
schen Erfolgskontrolle nach den Gesichtspunk- 
ten der Kosten-Nutzen- Analyse zu unterziehen, 
wie sie im Haushaltsgrundsätzegesetz verankert 
ist, um so einen optimalen Wirkungsgrad der 
vorgesehenen Maßnahmen zu erreichen? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sie die 
„Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine und 
mittlere Unternehmen" konkret und praktikabel ge- 
staltet hat. Im übrigen hat sie in der Vorbemerkung 
zu den „Grundsätzen einer Strukturpolitik für kleine 
und mittlere Unternehmen" erklärt, daß das neue 
strukturpolitische Konzept ständig überprüft und 
fortentwickelt werden muß. 

Um die laufenden und geplanten Maßnahmen exakt 
überprüfen zu können, hat das Bundesministerium 
für Wirtschaft am 25. Januar 1971 einen Forschungs- 
auftrag über die „Auswirkungen von regionalen 
sektoralen und betriebsgrößenbezogenen Förde- 
rungsmaßnahmen auf die wirtschaftliche und struk- 
turelle Entwicklung kleiner und mittlerer Unterneh- 
men" vergeben. Die Ergebnisse werden im Herbst 
dieses Jahres zur Verfügung stehen. 

Am 28. April 1971 fand im Bundesministerium für 
Wirtschaft eine Anhörung der Spitzenverbände der 
Wirtschaft statt, in der diese ihre Auffassung zu den 
„Grundsätzen einer Strukturpolitik für kleine und 
mittlere Unternehmen" vortrugen. Die Ergebnisse 
dieser Aussprache werden bei der Fortentwicklung 
der Strukturpolitik für kleine und mittlere Unter- 
nehmen beachtet. 

Darüber hinaus prüft das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Finanzen, in welchem Umfang „für 
geeignete Maßnahmen von erheblicher finanzieller 
Bedeutung" (vgl, HGrG § 6 Abs. 2 sowie BHO § 7 
Abs. 2) im Zusammenhang mit der Strukturpolitik 
für kleine und mittlere Unternehmen Kosten-Nut- 
zen-Untersuchungen vorgenommen werden können, 
um den jeweils optimalen Einsatz der staatlichen 
Finanzhilfen sidierzustellen. 

In einer Arbeitsgruppe „Kosten-Nutzen-Untersu- 
chungen" einiger Bundesministerien sind zur Zeit 
methodische Überlegungen im Gange, wie der Be- 
stimmung des Haushaltsgrundsätzegesetzes über die 
Anwendung von Verfahren der Kosten-Nutzen- Ana- 
lyse entsprochen werden kanm 


Frage 11. A. 3 a) 

Ist die Biundes regle rung bereit, insbesondere zu 
folgenden, im Aktionsprogramm nicht angespro- 
chenen Fragen ihre Absichten zu präzisieren: 

a) Stärkerer Ausbau der Gewerbeförderung 
mit dem Ziel der Leistungssteigerung im Be- 
reich der mittelständischen Wirtschaft. 


Antwort 

Es trifft nicht zu, daß die Frage eines stärkeren Aus- 
baus 'der Gewerbeförderung mit dem Ziel der Lei- 
stungssteigerung im Bereich der mittelständischen 
Wirtschaft (kleine und mittlere Unternehmen) im 
Aktionsprogramm der Bundesregierung nicht ange- 
sprochen ist. Das Aktionsprogramm weist auf die 
hierfür zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
und die beachtliche Steigerung im Jahre 1971 aus- 
drücklich in Ziffer 2. hin. Es heißt dort: 

„An Haushaltsmitteln zur Leistungssteigerung und 
zur Förderung 'der beruflichen Bildung in kleinen 
und mittleren Unternehmen standen im Jahre 1969 
insgesamt 58,6 Millionen DM zur Verfügung; im 
Jahre 1970 waren es 61,9 Millionen DM. Nach den 
Beratungen des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages sind für 1971 rd. 90 Millionen DM vor- 
gesehen." 

Die im Aktionsprogram'm (Ziffer 2. und 3.) aufge- 
führten institutioneilen und projektbezogenen Maß- 
nahmen sind ein eindeutiger Beweis für die Absicht 
der Bundesriegierung, mit Hilfe der Gewerbeförde- 
rung eine wirksame Leistung Steigerung im Bereich 
der kleinen und mittleren Unternehmen zu verwirk- 
lichen. Dies gilt sowohl für die Maßnahmen zur 
Förderung von Rationalisierung, Forschung, Ent- 
wicklung und Innovation, für die Förderung von 
Information, Beratung und Kooperation sowie für 
die Förderung der beruflichen Bildung. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Förderungsmittel zur Durchführung 'dieser Maßnah- 
men angemessen und stetig erhöht werden müssen. 
In ihrer mittelfristigen Finanzplanung ist dies be- 
rücksichtigt. 

Frag e II. A. 3 b) 

Verbesserung des Sparens im eigenen Betrieb 
Antwort 

Die Fragen, die im Zusammenhang mit der Reform 
der Sparförderung aktuell sind, werden demnächst 
von der Bundesregierung durch die Vorlage ent- 
sprediender Gesetzentwürfe beantwortet; sie kön- 
nen nur in diesem Zusammenhang behandelt wer- 
den. 

Frage IL A. 3 c) 

Förderung des Erwerbs von Beteiligungswerten 

an mittelständischen Unternehmen durch Ar- 

beitneihmer 
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Antwort 

Die Bundesregierung mißt der Beteiligung der Ar- 
beitnehmer am Produktivvermögen großen Wert zu. 
Die besonderen Probleme, die sich aus der Beteili- 
gung von Arbeitnehmern am Kapital von kleinen 
und mittleren Unternehmen ergeben, werden z. Z. 
untersucht. 

Frage IL A. 3d) 

Erhaltung des privaten Eigentums bei der 

Städte Sanierung 

Antwort 

Es ist einer der Grundgedanken des Regierungsent- 
wurfs eines Gesetzes über städtebauliche Sanie- 
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen in den Gemein- 
den (Städtebauförderungsgesetz, Drucksache WölO), 
daß bei städtebaulichen Sanierungen das private 
Eigentum im Rahmen der städtebaulichen Gegeben- 
heiten möglichst erhalten bleibt oder an anderer 
Stelle, gegebenenfalls in anderer Rechtsform, neu 
begründet werden soll. § 1 Abs. 4 Satz 1 des Regie- 
rungsentwurfs istellt dies ausdrücklich klar. Darüber 
hinaus werden die Gemeinden nach dem Entwurf 
verpflichtet, Grundstücke, die sie in einem förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet zur Durchführung der 
Maßnahmen erworben haben und nicht für öffent- 
liche Zwecke oder als Austauschland oder zur Ent- 
schädigung in Land benötigen, an die früheren 
Eigentümer zurückzugeben. 

Frage II. A. 3 e) 

stärkerer Ausbau der Bildungsberatungsstellen 
Antwort 

Die Bundesregierung hat die Zielvorstellungen, wie 
sie ein koordiniertes System von schulpsychologi- 
scher Betreuung, Bildungsberatung und Berufsbera- 
tung ausibauen will, bereits im Bildungsbericht 1970 
dargestellt. 

Dazu gehören neben der Verbesseriung der Qualifi- 
kation der Bildungs- und Berufsberater vor allem 
die Einrichtung von Bildungsberatungsstellen auf 
Kreisebene sowie der Ausbau einer studienbeglei- 
tenden Beratung und der Berufsberatung in den 
Hochschulen. 

über den Zeitplan für die Einrichtung von Bildungs- 
beratungsstellen und für deren personelle Besetzung 
wird zur Zeit in der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung beraten. Außerdem sind gemein- 
same Gespräche mit der Kultusministerkonferenz 
und der Bundesanstalt für Arbeit aufgenommen 
worden. 

Frage IL A. 3 f) 

Reprivatisierung des im öffentlich geförderten 

Wohnungsbau erstellten Hauseigentums 


Antwort 

Der Wohnungsbau wird iganz überwiegend in der 
Weise gefördert, daß die öffentlichen Mittel priva- 
ten Bauträgern — Einzelbauherren oder Wohnungs- 
bauunternehmen in den verschiedensten Formen des 
privaten Rechts — zur Restfinanzierung zur Verfü- 
gung gestellt werden. Damit wird ausschließlich pri- 
vates Eigentum geschaffen, so daß sich die Frage 
der Reprivatisierung nicht stellt. 

Frage II. A. 3 g) 

stärkere Berücksichtigung mittelständischer Be- 
triebe in neuen Wohnsiedlungen und neugeord- 
neten Gebieten 

Antwort 

Die Bundesregierung fördert die Niiiederlassung von 
kleinen und mittleren Unternehmen in neuen Wohn- 
siedlungen und in neugeordneten Gebieten. Das ist 
aus strukturpolitischen Gründen schon deshalb er- 
forderlich, weil dadurch die Voraussetzungen für 
einen Leistimgswettbewerb und für eine entspre- 
chende Versorgung der dort ansässigen Wohnbe- 
völkerung geschaffen werden. Struktur- und Ver- 
brauche rpolitik sind hier eng miteinander verzahnt. 

Darüber hinaus gilt es, alle Beteiligten — Planungs- 
behörden, Bauträger, Organisationen der Wirtschaft 
und interessierte Unternehmen — über die mit der 
Errichtung neuer Wohnsiedlungen und der Neuord- 
nung von Gebieten verbundenen Raumordnungs-, 
Struktur- und Versorgungsfragen zu informieren. 
Die Bimdesregierunig hat deshalb entsprechende 
Forschungsauf träge vergeben und deren Ergebnis- 
berichte breit gestreut 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß ein steigen- 
der Bedarf an Finanzierungsmitteln für Investitionen 
kleiner und mittlerer Unternehmen in neuen Wohn- 
siedlungen und neugeordneten Gewerbegebieten be- 
steht. Sie hat der wachsenden Nachfrage durch hö- 
here Ansätze in den ERP-Wirtschaftsplänen Rech- 
nung getragen. So wurden die ERP-Kredite für 
Existenzgründungen von Nachwuchskräften und die 
Errichtung von Betrieben in neuen Wohnsiedlungen 
(ein gemeinsamer Mittelansatz) wie folgt erhöht: 

1967 — 50 Millionen DM 

1968 — 55 Millionen DM 

1969 — 60 Millionen DM 

1970 — 70 Millionen DM 

1971 — 85 Millionen DM 

1972 — 97 Millionen DM (vorgesehen). 

Die Bundesregierung wird bemüht sein, im Rahmen 
des Möglichen den Ansatz im ERP-Wirtschaftsplan 
auch künftig entsprechend dem Bedarf zu dotieren. 

Frage IL B. 1 bis 6 

1. Wie wird die Bundesregierung bei ihren 
Gesetzentwürfen zur Steuerreform neben 
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den Zielen Steuergerechtigkeit und Steuer- 
vereinfachung auch dem Grundsatz der 
Wettbewerbsneutralität der Besteuerung 
Rechnoing tragen, gegebenenfalls durch wel- 
che Maßnahmen? 

2. Hält die Bundesregierung es für notwendig, 
im Interesse der mittelständischen Unterneh- 
men im Vorgriff auf die Steuerreform die 
Anhebung der Nullstufe bei der Gewerbe- 
steuer alsbalid zu verwirklichen? 

3. Welche konkreten Vorstellungen hat die 
Bundesregierung hinsichtlich der Grenzzie- 
hung zwischen kleinen, mittleren und größe- 
ren Vermögen im Bereich der Erbschaft- 
steuer? 

4. Teilt die Bimdesregierung die Auffassung, 
daß die Entrichtung der Erbschaftsteuer zu 
keinen Liquiditätsschwierigkeiten führen 
darf, und welche Vorkehrungen wird die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
treffen? 

5. Wird die Bundesregierung bei der Novellie- 
rung der Kleinbetriebsregelunig nach § 19 
UStG 1967 materielle Verschlechterungen 
zum Nachteil der kleinen und mittleren Be- 
triebe vermeiden? 

6. Welche Vorstellungen und Pläne hat die 
Bundesregierung zur Frage der Einkommen- 
und Ldhnsteuerfreiheit für Überstunden von 
Arbeitnehmern und Selbständigen? Ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß eine 
solche Steuerfreiheit den Arbeitsmarkt ent- 
lasten könnte? 

Antwort 

Alle Fragen, die die Steuerreform betreffen, werden 
demnächst von der Bundesregierung im Rahmen der 
Diskussionen über die Steuerreform beantwortet 
werden. Die Bundesregierung kann jedoch bereits 
jetzt erklären, daß der Forderung nach Wettbe- 
werbsneutralität Rechnung getragen und Vorsorge 
getroffen wird, daß die Entrichtung der Erbschaft- 
steuer zu keinen Liquiditätsschwierigkeiten führt. 

Ferner weist die Bundesregierung darauf hin, daß 
sie sich schon wiederholt für die Anhebung der Null- 
stufe bei der Gewerbesteuer ausgesprochen hat. 
Diese Maßnahmen kann jedoch wie andere steuer- 
liche Maßnahmen nicht ohne Bezug zum Gesamt 
komplex der Steuerreform gesöhen werden. 

Die Bimdesregierung ist weiter der Auffassung, daß 
sich die Mehrwertsteuer durch ein besonders hohes 
Maß an Wettbewerbsneutralität auszeichnen muß. 
Sie hat sich daher bemüht, für die Besteuerung der 
Kleinunternehmer eine Neuregelung des § 19 UStG 
1967 zu finden, die diesem Gedanken besser gerecht 
wird als die bisherige Regelung. Die Bundesregie- 
rung wird Vorschlägen, durch die Umsatzsteuerno- 
velle auch die Kleinunternebmer, deren Gesamtum- 
satz die Bagatellgrenze von 12 000 DM überschreitet, 
in die Mehrwertsteuer einzubeziehen und an die 
Stelle des § 19 UStG 1967 eine möglichst wettbe- 


werbsneutrale Freibetragsregelung treten zu lassen. 
Von dieser neuen Freibetragsregelung werden im 
Gegensatz zur bisherigen Regelung, die nur für 
einen Teil der Kleinunternehmer einen materiellen 
Vorteil bietet, alle Kleinunternehmer Gebrauch 
machen können. Gleichwoihl läßt sich nicht ausschlie- 
ßen, daß in einigen Fällen der materielle Vorteil der 
Neuregelung geringer sein wird als bisher. Das gilt 
für die Bereiche der Wirtschaft, in denen § 19 UStG 
1967 von den Mittelbetrieben, die die Umsatzgrenze 
von 60 000 DM übersteigen und die Sonderregelung 
nicht beanspruchen können, gegenwärtig als Nach- 
teil im Wettbewerb empfunden wird. Die in diesem 
Bereich durch § 19 UStG 1967 herbei geführte unter- 
schiedliche Steuerbelastung hat zu Beanstandungen 
aus Kreisen des Mittelstandes geführt. Sie war auch 
Gegenstand von Kleinen Anfragen, die aus ider 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion an die Bundesregie- 
rung gerichtet worden sind. 

Frag e II. C. 1 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
unsere Volkswirtschaft eine große Zahl von 
Klein- und Mittelbetrieben und damit eine mög- 
lichst große Zahl selbständiger Existenzen be- 
nötigt, damit der Wettbewerb erhalten bleibt 
und damit unsere Wirtschaftsordnung funktio- 
nieren kann? Auf welchen Gebieten und durch 
welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
diesem Grundsatz bislang Rechnung getragen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hält es aus wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischen Gründen für notwendig, daß 
unsere Volkswirtschaft eine ausgewogene Struktur 
von Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben aufweist. Sie 
ist der Auffassung, daß die Fortentwicklung unserer 
freiheitlichen Wirtschaftsordnung u. a. dadurch 
sicherzustellen ist, daß der Zugang zu den Märkten 
für eine große Zahl von Selbständigen offengehal- 
ten wird. Voraussetzung hierfür ist, daß die Wett- 
bewerbsfähigkeit der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen erhalten bleibt. Im Rahmen ihres Entwurfs 
der Kartellgesetz-Novelle hat die Bundesregierung 
daher nicht nur die Absicht bekundet, übermäßigen 
Konzentrationen entgegenzuwirken, sie hat auch 
Möglichkeiten einer stärkeren Kooperation für 
kleine und mittlere Unternehmen vorgesehen. 

Frage 11. C. 2 

Aus welchen Gründen ist es der Bundesregie- 
rung bislang noch nicht gelungen, die bereits in 
ihrer Regierungserklärung angekündigte und 
danach mehrfach zugesagte Novelle zum Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen vorzu- 
legen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat am 19. Mai 1971 den Ent- 
wurf für die Kartellgesetz-Novelle beschlossen. Die 
ausgiebige Diskussion der Novellierungspunkte mit 
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der interessierten Öffentlichkeit war nach Auffas- 
sung der Bundesregierung im Interesse der Sache 
notwendig. Der Regierungsentwurf wurde am 28. Mai 
1971 dem Bundesrat zugeleitet, so daß er vom Bun- 
desrat noch vor der Sommerpause verabschiedet 
werden kann. Die Beratungen im Bundestag können 
somit sofort nach der Sommerpause beginnen. 

Frage 11. C. 3 

Ist die Bundesregierung in der Lage, die Aus- 
wirkungen zur Erhaltung eines leistungsfähigen 
und lauteren Wettbewerbs aufzuzeigen, die von 
der auf Initiative der Fraktion der CDU/CSU in 
der zurückliegenden Legislaturperiode verab- 
schiedeten Novelle zum Gesetz gegen den un- 
lauteren Wettbewerb zu verzeichnen sind? 

Antwort 

Die Bundesregierung beobachtet ständig die prak- 
tischen Auswirkungen des Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
vom 26. Juni 1969 (vgl. Bundesgesetzbl. I S. 633), 
insbesondere an Hand der gerichtlichen Entscheidun- 
gen, die zu den durch die Novelle geänderten Vor- 
schriften ergangen sind. 

Die seit der Verkündung des Gesetzes verstrichene 
Zeit ist zu kurz, um ein endgültiges Urteil über die 
Wirksamkeit aller durch die Novelle geänderten 
Vorschriften für die Erhaltung eines funktionsfähi- 


gen und lauteren Wettbewerbs abzugeben. Das 
durch die Neufassung des § 3 UWG geschaffene 
Verbot der unlauteren Lockvogelwerbung ist jedoch 
schon wenige Wochen nach Inkrafttreten des Geset- 
zes durch den Bundesgerichtshof in einer Weise aus- 
gelegt worden, die den Intentionen des Gesetz- 
gebers in vollem Umfang entspricht. Dieser Aus- 
legung haben sich in der Zwischenzeit auch zahl- 
reiche Instanzgerichte angeschlossen. Zu den neu- 
geschaffenen Vorschriften der §§ 6 a und 6 b UWG 
über irreführende Hinweise auf die Eigenschaft des 
Verkäufers als Hersteller oder Großhändler sowie 
über den Kaufscheinhandel liegen dagegen bisher 
nur wenige Urteile von Instanzgerichten vor, die 
noch keine abschließende Beurteilung der weiteren 
Entwicklung der Rechtsprechung zu diesen Fragen 
zulassen. 


Frage 11. C. 4 

Ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, 
einen quantifizierten Überblick über die tat- 
sächliche Beteiligung mittelständischer Gewerbe- 
betriebe an öffentlichen Aufträgen zu erstellen? 


Antwort 

Im Jahre 1970 waren kleine und mittlere Unterneh- 
men wie folgt an öffentlichen Aufträgen beteiligt: 


a) Bereich des Bundesministers des Innern 

Gesamtwert der erteilten Aufträge 63,351 Millionen DM 

Wert der Aufträge, die ihrer Art nach von kleinen und mittleren 

Unternehmen nicht ausgeführt werden können 34,641 Millionen DM 

verbleiben 28,710 Millionen DM 

Hiervon Wert der Aufträge an kleine und mittlere Betriebe .... 26,599 Millionen DM (rd. 92,6 v. H.) 


b) Bereich des Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen 

Gesamtwert der erteilten Aufträge 6,094 Mrd. DM 

Wert der Aufträge, die ihrer Art nach von kleinen und mittleren 

Unternehmen nicht ausgeführt werden können 2,016 Mrd. DM 

verbleiben 4,078 Mrd. DM 

Wert der Aufträge an kleine und mittlere Betriebe entspricht voll 

diesem Betrag (100 v. H.) 


c) Bereich des Bundesministers für Verkehr 

Auftragsvolumen im Bundesfernstraßenbau 

davon Aufträge an kleine und mittlere Unternehmen 

Auftragsvolumen der Deutschen Bundesbahn 

davon Aufträge an kleine und mittlere Unternehmen 

Auftragsvolumen der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des 
Bundes 

davon Aufträge an kleine und mittlere Unternehmen 


3,667 Mrd. DM 

2,629 Mrd. DM (rd. 72 v. H.) 

4,835 Mrd. DM 

1,823 Mrd. DM (rd. 38 v. H.) 

0,880 Mrd. DM 

0,308 Mrd. DM (rd. 35 v. H.) 
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d) Bereich des Bundesministers der Verteidigung 

Gesamtwert der erteilten Aufträge 6,877 Mrd. DM 

davon wurden vergeben an Klein- und Mittelstandsbetriebe auf * 
der Basis der im Bundesministerium der Verteidigung geltenden 

Kriterien 0,503 Mrd. DM 

das sind etwa 50 v. H. 


der Aufträge, für die sich der Mittelstand im Wettbewerb qualifizieren konnte. 
e) Bereich des Bundesministers der Finanzen 

Gesamtwert der Auftragsvergaben für die Hochbaumaßnahmen 
des Bundes (Zuständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen 

der Länder) 4,017 Mrd. DM 

davon Aufträge an mittelständische Gewerbetreibende 2,076 Mrd. DM (rd, 51,7 v. H.) 


In den vorgenannten Aufstellungen sind die Auf- 
träge, die an kleine und mittlere Unternehmen als 
Zu- oder Unterlieferanten gehen, nicht enthalten. 

F r a g e 11. D. 1 

Wann wird die Bundesregierung in der Lage 
sein, die in der Regierungserklärung gemachte 
und danach mehrfach bekräftigte Ankündigung 
zur Öffnung der Rentenversicherung für Selb- 
ständige zu realisieren und von welchen Prinzi- 
pien wird sich die Bundesregierung dabei lei- 
ten lassen? 

Antwort 

Das Bundeskabinett hat am 11. März 1971 den Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung beauf- 
tragt, eine Konzeption zur Öffnung der Rentenver- 
sicherung für weitere Gesellsdiaftsgruppen zu er- 
arbeiten, die Mehrbelastungen für den Bundeshaus- 
halt und die Pflichtversicherten ausschließt. Wie die 
Bundesregierung in ihrem Sozialbericht 1971 aus- 
führt, soll mit der Öffnung der Rentenversicherung 
vor allem auch Selbständigen die Chance für eine 
soziale Sicherung gegeben werden. 

Die Bundesregierung wird sich dabei von dem Prin- 
zip leiten lassen, daß der einzelne frei darüber ent- 
scheiden kann, ob er Beiträge zur Rentenversiche- 
rung leisten will. Damit sollen sowohl das Siche- 
rungsbedürfnis als auch die finanzielle Leistungs- 
fähigkeit des einzelnen berücksichtigt werden. Fer- 
ner soll die Nachentrichtung von Beiträgen ermög- 
licht werden. Dies ist vor allem für diejenigen frei- 
willig Beitretenden wichtig, die wegen vorgerück- 
ten Alters nicht mehr in der Lage sein werden, 
allein durch laufende Beitragsleistungen die Warte- 
zeiten zu erfüllen und sich eine ausreichende Siche- 
rung zu schaffen. 

Frage II. D. 2 

Beabsichtigt die Bundesregierung die Öffnung 
der Rentenversicherung für Selbständige nur 


gemeinsam mit der Einführung einer flexiblen 
Altersgrenze in der Rentenversicherung zu be- 
handeln? 

Antwort 

Das Bundeskabinett hat den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung — ebenfalls am 11. März 
1971 — beauftragt, eine Konzeption für die Rege- 
lung einer flexiblen Altersgrenze zu erarbeiten. Zwi- 
schen diesem Vorhaben und der Entwicklung einer 
Konzeption zur Öffnung der Rentenversicherung, die 
beide auf eine Weiterentwicklung der Rentenver- 
sicherung abzielen, bestehen selbstverständlich Zu- 
sammenhänge, die bei der Erarbeitung der Konzep- 
tionen zu beachten sind. Voraussichtlich wird es sich 
im weiteren Verlauf der Vorarbeiten als zweck- 
mäßig erweisen, die beiden Vorhaben zur Weiter- 
entwicklung der Rentenversicherung gemeinsam zu 
behandeln. 


Fragen II. D. 3 und 11. D. 4 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung zur aus- 
reichenden Alterssicherung der Selbständi- 
gen Steuererleichterungen für Betriebsauf- 
gaben aus Altersgründen über die im Ent- 
wurf eines Zweiten Steueränderungsgesetzes 
1971 enthaltenen Maßnahmen hinaus zu ge- 
währen und sieht sie insbesondere eine Er- 
höhung der Sonderausgaben-Höchstbeträge 
bei der Einkommensteuer vor? 

4. Wann und in welcher Weise wird die Bun- 
desregierung ihre Absichtserklärungen zur 
Einbeziehung der Selbständigen in die staat- 
liche Vermögensbildung realisieren? 

Antwort 

Diese Fragen stehen in engem Zusammenhang mit 
der Steuerreform. Zu ihnen wird deshalb im Rah- 
men der Diskussion über die Steuerreform Stellung 
genommen werden. 
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Frage II. E. 1 

Wie gedenkt die Bundesregierung die Wirt- 
schaft in ihren Bemühungen um eine umfas- 
sende Berufsbildung zu unterstützen? Welche 
Maßnahmen hat die Bundesregierung bereits 
ergriffen und welche wird sie noch ergreifen, 
um der Berufsbildung den gleichen Rang zu 
geben wie anderen Billdungseinrichtungen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat sich bereits bei verschiede- 
nen Anlässen ausführlich zur Berufsbildung und 
dabei auch zu der hier anstehenden Frage geäußert: 
Bericht zur Bildungspolitik vom 8. Juni 1970 (Druck- 
sache VI/925); Grundsätze einer Strukturpolitik für 
kleine und mittlere Unternehmen vom 29. Dezem- 
ber 1970 (Drucksache VI/1666); Sozialbericht 1971 
vom Mai 1971. Besonders in ihrem Aktionspro- 
gramm „Berufliche Bildung"' vom 5. November 1970 
hat sie deutlich gemacht, auf welchen Gebieten und 
mit welchen Mitteln sie in der nächsten Zukunft auf 
eine wesentliche Verbesserung der beruflichen Bil- 
dung hinwirken und damit auch die Wirtschaft in 
ihren Bemühungen unterstützen wird. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Refor- 
men der Berufsausbildung an den gleichen Prinzi- 
pien auszurichten sind, wie sie für die übrigen Be- 
reiche der Sekundarstufe II des Bildungswesens gel- 
ten; berufliche Fortbildung soll zusammen mit der 
allgemeinen und politischen Weiterbildung zu einem 
Hauptbereich des Bildungswesens ausgebaut wer- 
den. Nur so kann sowohl den individuellen Interes- 
sen und Fähigkeiten entsprochen wie auch eine we- 
sentliche Voraussetzung für eine gesicherte wirt- 
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung ge- 
schaffen werden. 

Ausgehend von tdiesen Leitlinien hat die Bundesre- 
gierung vor allem ün Bildungsbericht, im Aktions- 
programm „Berufliche Bildung" und in den „Grund- 
sätzen einer Strukturpolitik für kleine und mittlere 
Unternehmen" einen Katalog von Maßnahmen dar- 
gestellt, die 

— die Wirtschaft in ihren Bildungsbemühungen un- 
terstützen und 

— die Gleichrangigkeit der Berufsbildung mit ande- 
ren Bildungsbereichen sicherstellen (sollen. 

Vorrang haben hierbei: 

a) Neue Ausbildungsordnungen auf wissenschaft- 
licher Grundlage, bei denen so weit wie möglich 
die Form der Stufenausbildung verwirklicht wer- 
den soll. Entsprechende Rechtsverordnungen für 
mehrere wichtige Berufsbereiche sollen so recht- 
zeitig erlassen werden, daß schon im nächsten 
Jahr danach ausgebildet werden kann. 

b) Aufbau des Bundesinstituts für Berufsbildungs- 
forschung. Im Haushalt 1971 sind hierfür 7 Mil- 
lionen DM vorgesehen. 

c) Fortbildungs Ordnungen; Fortbildungsgänge sol- 
len nach dem Baukastenprinzip aufeinander 


bezogen sein, um Fortbildungsziele auf verschie- 
denen Wegen erreichen zu können. 

. d) Ergänzung des betrieblichen Bildungsangebots 
durch verstärkten Ausbau überbetrieblicher Be- 
rufsbildungsstätten besonders für kleine und 
mittlere Untemehmen mit dem Ziel, daß in den 
nächsten 10 bis 15 Jahren alle Auszubildenden 

— gegenwärtig sind es rd. 1,3 Millionen Jugend- 
liche — eine ängemessene überbetriebliche Er- 
gänzungsausbildung und die Erwerbstätigen eine 
hinreichende berufliche Fortbildung in Anspruch 
nehmen können. 

Die Bundesregierung hofft, die Vorarbeiten für 
ein Förderungsprogramm für überbetriebliche 
Berufsbildungsstätten in enger Fühlungsnahme 
mit den Betroffenen und in Zusammenarbeit mit 
den übrigen Fi nanzierungs trägem möglichst noch 
in diesem Jahr abschließen zu können. Nach 
ersten Bedarfsberechnungen des Bundesministers 
für Wirtschaft sind für den Bereich der gewerb- 
lichen Wirtschaft zusätzlich 220 000 überbetrieb- 
liche Aus- und Fortbildungsplätze erforderlich. 

e) Höhere Anforderungen an die fachliche und 
pädagogische Eignung der Ausbilder. Die Bun- 
desregierung bereitet eine Rechts Verordnung 
nach § 21 Berufsbildungsgesetz vor, die erhöhte 
berufspädagogische Anforderungen an die Aus- 
bilder stellen wird; sie soll noch 1971 erlassen 
werden. 

f) Aufhebung einseitiger Überbewertung von so- 
genannten allgemeinbildenden oder beruflichen 
Bildungsinhalten. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung sollten Schwerpunkte des Ausbaus der 
Sekundarstufe II solche Bildungsgänge sein, die 
auf eine qualifizierte Berufstätigkeit vorbereiten 
oder mit einer beruflichen Qualifikation auch 
Bildungsgänge im Hochschulbereich eröffnen. Sie 
tritt deshalb in den Beratungen der Bund-Lände r- 
Kommission für Bildungsplanung und auf an- 
deren geeigneten Wegen mit Nachdruck dafür 
ein, 

— das Beruf sgrundbildungsjahr einzuführen, das 
für alle beteiligten Ausbildungsstätten (beruf- 
liche Schule, überbetriebliche Einrichtung, Be- 
trieb) inhaltsgleich gestaltet sein muß; 

— die Bildungsgänge materiell, organisatorisch 
und personell enger zu verflechten, um die 
betriebliche, schulische und überbetriebliche 
Berufsausbildung, im sogenannten dualen Sy- 
stem besser zu koordinieren und ihre Effi- 
zienz zu steigern; 

— überbetriebliche Ausbildungsstätten und 
-lehrgänge für systematische Phasen der be- 
ruflichen Grund- und Fachbildung verstärkt 
auszubauen ; 


'*) über das Ausmaß der bisherigen finanziellen Förde- 
rung der Berufsbildung äußert sich die Bundesregie- 
rung im Sozialbericht 1971 ausführlich. 
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— • die Weiterbildung au einem Hauptbereich 
des Bildungswesens auszubauen, wobei die 
berufliche, idie allgemeine und politische 
Weiterbildung nicht mehr getrennt gesehen 
werden sollten. 

Bei allen Reformmaßnahmen muß nach Auf- 
fassung der Bundesregierung die Erneuerung 
der Gurricula mit entsprechenden Differenzie- 
rungen im Vordergrund stehen, wobei das bis- 
herige Denken in Institutionen hinter das Den- 
ken in Bildungsgängen zurücktreten muß. Nicht 
die Art und der Ort der Bildung sollten für ihre 
Bewertung maßgebend sein, sondern das Er- 
reichen der festgelegten Lernziele. Bildungsöko- 
nomische Gesichtspunkte müssen gerade in der 
beruflichen Bildung ein besonderes Gewicht er- 
halten. 

Frage 11. E. 2 

Ist die Bundesregierung bereit, die nach der 
neuesten Fortschreibung der mittelfristigen Fi- 
nanzplanung des Bundes für die Zeit bis 1974 
bestehende Disparität zwischen finanzieller 
Förderung für Hochschulbildung, Wissenschaft 
und Forschung einerseits und der Berufsbildung 
andererseits in eine sachgerechte Relation zu- 
einander au bringen? 

Antwort 

Bei einem Vergleich der in der mittelfristigen Fi- 
nanzplanung vorgesehenen Förderung für Hoch- 
schulbildung, Wissenschaft und Forsdiung einerseits 


und der Berufsbildung andererseits sollten die für 
die Förderung der Berufsbildung vorgesehenen An- 
sätze nicht für sich allein betrachtet werden. Die 
Förderungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Ar- 
beit nach dem Arbedtsförderungsgesetz und die 
individuelle Förderung des Besuches berufsbilden- 
der Schulen nach dem Ausbildungsförderungsgesetz 
sind dabei mit zu sehen. Allein die individuelle und 
institutionelle Förderung der beruflichen Bildung 
durch idie Bundesanstalt für Arbeit wird im Finanz- 
planungszeitraum einen Umfang von jährlich 1 Mrd. 
DM erreichen. Ferner müßten in einen Vergleich 
die umfangreichen Eigenleistungen privater Berufs- 
bildungsträger, deren Höhe nicht bekannt ist, aber 
ermittelt werden soll, einbezogen werden. Die Bun- 
desregierung prüft z. Z., ob sie über die bereits 
eingeleiteten oder in Vorbereitung befindlichen 
Maßnahmen hinaus noch weitere Förderungsmittel 
einsetzen wird. 

Wesentliche Aufschlüsse erwartet die Bundesregie- 
rung von der Untersuchung der Kosten iind der 
Finanzierung der beruflichen Bildung durch die für 
diesen Zweck nach einer Entschließung des Deut- 
schen Bundestages eingesetzte unabhängige Sach- 
verständigenkommission. Die Kommission hat ihre 
Arbeit bereits aufgenommen. 

Die Bundesregierung wird auf der Grundlage der 
Untersuchungsergebnisse, die 1973 vorliiegen wer- 
den, den Deutschen Bundestag über ihre Vorstellun- 
gen, wie die Finanzierung der beruflichen Bildung 
verbessert werden kann, umfassend unterrichten 
und geeignete Vorschläge für eine angemessene För- 
derung der Berufsbildung unterbreiten. 
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Anlage 


Auszug aus Drucksache TI/1666 


II. Grundsätze einer Strukturpolitik 
für kieine und mittiere Unternehmen 

1. Die StrukturpoLitik für kleine und mittlere Un- 
temehmen ist ein Teil der gesamten Wirtschafts- 
politik. Eine Wirtschaftspolitik, die im Rahmen der 
marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Sta- 
bilität des Preisniveaus, zu einem hohen Beschäfti- 
gungsstand mit außenwirtschaftlichem Gleichgewicht 
bei stetigem und angemessenem Wirtschaftswachs- 
tum beiträgt, bildet auch für kleine und mittlere 
Unternehmen die beste Voraussetzung, um sich be- 
haupten und entfalten zu können. Im Rahmen dieser 
allgemeinen Zielsetzung muß die Strukturpolitik für 
kleine und mittlere Unternehmen darauf hinwirken, 
daß sich im marktwirtschaftlichen Prozeß leistungis- 
fähige Untemehmensgrößen herausbilden, Produk- 
tivitätsreserven mobilisiert und Verbraucherwün- 
sche bestmöglich befriedigt werden. 

2. Leistungsfähige Klein- und Mittelbetriebe in 
Industrie, Handwerk, Handel, Hotel- und Gaststät- 
tengewerbe, Verkehrswirtschaft und anderen Berei- 
chen bilden einen wesentlichen Bestandteil einer 
dynamischen und arbeitsteiligen Marktwirtschaft, 
auch wenn der internationale Wettbewerb und der 
technische Fortschritt vielfach große Unternehmen 
erfordern. In diesen Unternehmen werden viele 
Neuerungen entwickelt. Die Flexibilität der Ange- 
botsstruktur hinsichtlich Breite, Tiefe und regionaler 
Verteilung wird durch das Zusammenwirken von 
Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben im Wettbewerb 
gefördert. Dies liegt nicht zuletzt im Interesse der 
Konsumenten und der Arbeitnehmer, denen auf iden 
Konsumgütermärkten und lauf dem Arbeitsmarkt 
Wahlmöglichkeiten offengehalten werden müssen. 

3. Aufgabe der Strukturpolitik ist es, kleinen und 
miittleren Unternehmen die Anpassung an iden 
schnellen wirtschaftlichen und technischen Struktur- 
wandel zu erleichtern, Wettbewerbshemmnisse ab- 
zUbauen und isoziale Härten bei der Anpassung an 
strukturelle Veränderungen zu mildern. Die struk- 
turpolitischen Maßnahmen sind grundsätzlich subsi- 
diärer Art. Sie sollen den Unternehmern die im 
Marktprozeß erforderliche Entscheidungsfreiheit er- 
halten und ihre eigene Initiative unterstützen. Da- 
gegen ikann es nicht die Aufgabe einer zukunfts- 
weisenden, die Eilhöhung des Lebensstandards aller 
Bevölkerungsschichten anstrebenden Wirtschafts- 
politik sein, überholte Strukturen zu konservieren. 
Eine solche Politik ginge letztlich zu Lasten der All- 
gemeinheit. Sie kann uuch nicht mit gesellschafts- 
politischen Argumenten begründet werden. 

4. Die Strukturpolitik für kleine und mittlere Un- 
ternehmen list ein Teil der (gesamten Strukturpolitik. 
Sie wendet die Grundsätze der sektoralen Struktur- 


politik unter besonderer Berücksichtigung der Pro- 
bleme der kleinen und mittleren Unternehmen an. 
Sie steht in Verbindung mit der Regionalpolitik, 
soweit Probleme der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen in einzelnen Gebieten massiert auftreten. 

5. Die Sicherung und Förderung eines funktions- 
fähigen Wettbewerbs ist eine wesentliche Voraus- 
setzung einer wirksamen und fortschrittlichen Struk- 
turpolitik für kleine und mittlere Unternehmen. Das 
wettbewerbspolitische Leitbild ist nicht das Modell 
atomistischer, vollkommener Märkte. Vielmehr wird 
dem Umstand Rechnung getragen, daß andere 
Marktformen (weniger und größere Anbieter bzw. 
Nachfrager bei eingeschränkter Transparenz) nicht 
nur realitätsnäher sind, sondern volkswirtschaftlich 
befriedigendere Marktergebnisse erbringen und be- 
istimmte Funktionen des Wettbewerbs (Schaffung 
und Verbreitung des technischen Fortschritts, An- 
passungsflexibilität) in vielen Fällen besser erfül- 
len, solange keine marktbeherrschenden Positionen 
entstehen. Es ist jedoch im Rahmen dieses Konzepts 
nicht Aufgabe des Staates, bestimmte Untemeh- 
mensgrößen anzustreben oder zu garantieren. Der 
Staat muß vielmehr die Entwicklung zu leistimgs- 
fähigen Untemehmensgrößen — die nach Branche, 
Standort, Konjunkturlage usw. unterschiedlich sein 
und sich im Zeitablauf nach oben oder unten ver- 
ändern können — offenhalten. Bei ihrer Beurteilung 
muß wegen der wachsenden weltwirtschaftlichen 
Arbeitsteilung und zunehmenden europäischen In- 
tegration berücksichtigt werden, daß sich der jeweils 
relevante Markt oft nicht mit dem nationalen Markt 
deckt. Für kleine Unternehmen, z. B. in Handwerk 
'Und Handel, kann aber auch ein relativ begrenzter 
regionaler Markt relevant sein. 

Der Wettbewerb darf durch Absprachen oder be- 
stimmte Verhaltensweisen nicht behindert werden. 
Unternehmenszusammenschlüsse, die vornehmlich 
auf Marktbeherrschung ab zielen, müssen ebenso wie 
andere Formen des Mißbrauchs wirtschaftlicher 
Macht verhindert werden. Dagegen ist die leistungs- 
steigemde Kooperation kleiner und miittlerer Fir- 
men zu erleichtern. Die Märkte müssen für Neuerer 
und Außenseiter offengehalten werden. 

6 . Die Struktur der Unternehmensgrößen in einer 
Volkswirtschaft wird durch die Gesetzgebung we- 
sentlich mit beeinflußt. Ziel einer Stukturpolitik 
für kleine und mittlere Unternehmen muß deshalb 
sein, etwaige Wettbewerbsnachteile, die sich als 
Auswirkungen der allgemeinen Gesetzgebung z. B. 
im iSteuerrecht, Gesellschaftsrecht, Patentrecht, Wett- 
bewerbsrecht oder im Arbeits- und Sozialrecht er- 
geben können, zu vermeiden. 

7. Angesichts des schnellen Strukturwandels in der 
Wirtschaft stellt der Besitz eines Unternehmens häu- 
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fig keine ausreichende Grundlage für die soziale 
Sicherung des Inhabers mehr dar. Die wirtschaftlidie 
und soziale Existenz vieler Selbständigen beruht 
außerdem, ebenso wie die der Arbeitnehmer, über- 
wiegend auf dem Einsatz der persönlichen Arbeits- 
leistung. Zunehmend ist also davon auszugehen, daß 
das wirtschaftliche Risiko des Unternehmers und 
das soziale Risiko des Inhabers bei kleinen und 
mittleren Unternehmen getrennt (gesehen werden 
muß. Auch den Selbständigen ist deshalb das um- 
fassende System der sozialen Sicherheit soweit wie 
möglich zu erschließen. Dies ist nicht nur ein Erfor- 
dernis der sozialen Gerechtigkeit, sondern auch ein 
Beitrag zur Strukturverbesserung und Produktivi- 
tätssteigerung, weil eine Einbeziehung der Selbstän- 
digen in das System der sozialen Sicherheit unver- 
meidliche Anpassungsprozesse beschleunigt und mit 
sozialen Kosten verbundene Friktionen vermindert. 

8 . Kleinen und mittleren Unternehmen muß der Zu- 
gang zum Kapitalmarkt erleichtert werden, um Wett- 
beweihsnachteile bei der Finanzierung von Investi- 
tionen abzubauen. Steigendes Einkommen und die 
Auswirkungen der Vermögensbildungspolitik der 
Bundesregierung erweitern die Möglichkeiten zur 
Sparkapitalbildung. Dieses wachsende Potential darf 
nicht nur Großunternehmen und der öffentlichen 
Hand zugute kommen. Die Erschließung des Kapital- 
marktes für kleine und mittlere Unternehmen setzt 
allerdings bei vielen selbständigen Unternehmern 
die Bereitschaft voraus, ihre Finanzierungsgewohn- 
heiten zu ändern. 

9. Das technische und ökonomische Wissen muß 
mehr lals bisher auch kleinen und mittleren Unter- 
nehmen zugänglich gemacht werden. Die Verbesse- 
rung der Information, die Förderung von Forschung, 
Entwicklung und Innovation, der Ausbau (der Be- 
trieb sberatung und die Erleichterung der Koopera- 
tion sind wesentliche Instrumente einer Struktur- 
politik für kleine und mittlere Unternehmen. Die 
dadurch erzielte Leistungssteigerung kommt nicht 
nur dem Unternehmen zugute, sondern trägt letzt- 
lich zur Steigerung des Lebensstandards der (gesam- 
ten Bevölkerung bei. Die dafür aufgewandten öf- 
fentlichen Mittel stellen Investitionen zur Verbes- 
serung der volkswirtschaftlichen Produktivität dar. 

10. Die Verbesserung und Intensivierung der be- 
ruflichen Bildung in lihrer Integration in das igesamte 
Bildungs System ist auch unter strukturpolitischein 
Gesichtspunkten ein Ziel von vorrangiger Bedeu- 
tung. Der Bildungsstand des Unternehmers und sei- 
ner Mitarbeiter entscheidet zunehmend über die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen; die Zu- 
kunft der kleinen und mittleren Unternehmen ist so- 
mit auch ein Bildungsproblem. Für Unternehmer 
und ihre Mitarbeiter ist es von wesentlicher Bedeu- 
tung, ob sie sich auf den wirtschaftlichen Struktur- 
wandel umstellen und für den technischen Fort- 
schritt spezialisieren können. Diesen differenzierten 
Anforderungen an die berufliche Qualifikation des 
einzelnen kann durch die Kombination einer brei- 
ten, systematischen beruflichen Grundbildung mit 
einer stufenweise fortschreitenden Spezialisierung 


in der beruflichen Fachbildung und einer späteren 
Anpassungs- und Aufstiegsfortbildung am besten 
Rechnung getragen werden. Im Rahmen der Struk- 
turpolitik muß deshalb angestrebt werden, kleinen 
und mittleren Untemehmen die gleichen Chancen 
bei der beruflichen Aus- und Fortbildung der Unter- 
nehmer omd ihrer Mitarbeiter zu ermöglichen, wie 
sie andere Wettbewerber besitzen. Die damit ver- 
bundene Förderung der beruflichen Bildung in klei- 
nen und mittleren Unternehmen stellt einen wesent- 
lichen Beitrag zur Erfüllung einer von der Bundes- 
regierung anerkannten öffentlichen Aufgabe dar. 


III. Aktionsprogramm zur Leistungsteigerung 
kleiner und mittierer Unternehmen 

Zur Realisierung der Ziele der Strukturpolitik für 
kleine und mittlere Unternehmen hat die Bundes- 
regierung das folgende Aktionsprogramm beschlos- 
sen: 

1. Verbesserung der Finanzierungsmögiichkeiten 

Für kleine und mittlere Unternehmen waren 1969 
aus Mitteln des ERP-Sondervermöigens 285 Mio DM 
veranschlagt; 1970 sind es 342 Mio DM. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt, diesen Betrag im Jahre 
1971 weiter aufzustocken. 

Tür die Verwendung der Mittel werden neue 
Schwerpunkte gesetzt. Im einzelnen ist vorgesehen: 

1.1. Erleichterung der Aufnahme von 
Beteiligungskapital 

Um kleinen und mittleren Unternehmen die Beschaf- 
fung von haftendem Kapital zu erleichtern, wird die 
Bundesregierung die Beteiligung von privatwirt- 
schaftlichen Kapitalbeteiligungsgesellschaften an 
kleinen und mittleren Unternehmen fördern. Hierzu 
sollen dienen: 

— ERP-Kredite an Kapitalbeteiligungsgesellschaften 
zur Refinanzierung von Beteiligungen, 

— Rückgarantien für Beteiligungsgarantiegemein- 
schaften, 

— ERP^Haftungsfonds-Darlehen an Beteiligungs- 
garantiegemeinschaften, 

soweit diese Beteiligung ohne staatliche Hilfe nicht 
oder nicht zu angemessenen Bedingungen zustande 
käme. Im Interesse der Schaffung oder Sicherung 
selbständiger Existenzen soll damit der Kapital- 
dienst für Beteiligungsnehmer verbilligt werden. 

Für eine solche Förderung kommen Unternehmen 
in Betracht, die ihre Eigenkapitalbasis erweitern 
oder ihre Finanzverhältnisse konsolidieren müssen, 
um z. B. Kooperationen, Innovationsprojekte (auch 
die Entwicklung und Kommerzialisierung neuer Pro- 
dukte), Umstellungen bei Strukturwandel oder Be- 
triebserrichtungen in neuen Wohnsiedlungen, neu- 
geordneten Stadtteilen und Gewerbegebieten finan- 
zieren zu können; gleichzusetzen ist die Gründung 
selbständiger Unternehmen durch Nachwuchskräfte. 
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1.2. Zinsgünstige Kredite für strukturpoütisch gezielte 
Schwerpunktmaßnahmen 

Es kann nicht Aufgabe der öffentlichen Hand sein, 
Finanzierungshilfen in der ganzen Breite des auf- 
tretenden Kreditbedarfs zu geben. Dies bleibt viel- 
mehr den Kreditinstituten überlassen. Deshalb wer- 
den nur für strukturpolitisch besonders bedeutsame 
Vorhaben zinsgünstige Kredite und andere Hilfen 
bereitgestellt. 

Bei den so gebildeten Schwerpunkten werden die 
Kooperations Vorhaben dann unter Vorzug berück- 
sichtigt, wenn sie eine Verbesserimg der Leistungs- 
kraft der einzelnen Kooperationspartner bei Wah- 
rung ihrer Selbständigkeit bedeuten. 

Als Schwerpunkte gelten insbesondere: 

1.2.1 Existenzgründungen von Nachwuchskräften und Betriebs- 
errichtungen in neuen Wohnsiedlungen, neugeordneten 
Stadtteilen und Gewerbegebieten 

Die Schaffung selbständiger Existenzen von Nach- 
wuchskräften soll auch in Zukunft gefördert werden. 
Besondere Bedeutung gewinnen Standortfragen für 
kleine und mittlere Unternehmen vor allem, wenn 
größere neue Wohnsiedlungen und Satellitenstädte 
entstehen, neue Gewerbegebiete ausgewiesen oder 
wenn Stadtteile neu geordnet werden. In diesen 
Fällen sollen kleine und mittlere Unternehmen im 
Wettbewerb um die Sicherung der neuen zukunfts- 
trächtigeren Standorte unterstützt werden. Die die- 
ser Aufgabe dienenden Finanzierungshilfen sollen 
fortgeführt, ausgestaltet und den jeweiligen Er- 
fordernissen besser angepaßt werden. Hierbei ver- 
dienen Kooperationsvorhaben, z. B. zur Errichtung 
von Gewerbehöfen zum Standortverbund mehrerer 
Einzelhändler sowie zur Schaffung von Großhan- 
delszentren besondere Beachtung. 

1.2.2 Errichtung, Erweiterung, grundlegende Rationalisierung 
sowie Umstellung von Betrieben in Gebieten der Regiona- 
len Aktionsprogramme, in Bundesausbaugebieten und ln 
Bundesausbauorten außerhalb dieser Gebiete 

Kleine und mittlere Unternehmen in kleinbäuer- 
lichen und schwachstrukturierten Gebieten wurden 
schon bisher schwerpunktmäßig gefördert. Diese 
Förderung ist nunmehr mit den neuen Aktionspro- 
grammen der Regionalpolitik abgestimmt worden. 
Gerade in diesen Gebieten müssen die gewerblichen 
Auffangstellungen, die für aus der Landwirtschaft 
ausscheidende Erwerbstätige geschaffen werden, 
auch den Bereich der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen berücksichtigen, 

1.2.3 Leistungssteigerung durch Einsatz von EDV-Anlagen 

Die Wirtschaftlichkeit eines Betriebes kann in vie- 
len Fällen durch die Nutzung der Möglichkeiten 
elektronischer Datenverarbeitung erheblich verbes- 
sert werden. Die Investitionen hierzu sollen ver- 
stärkt gefördert werden. 

1.3. Kreditbürgschaften 

Die Förderung der Kreditgarantiegemeinschaften 
wird zunächst im bisherigen Rahmen weiterge- 
führt; so ist damit zu erreichen, daß die von diesen 
Institutionen angesammelten Haftuugsmittel ein spä- 
teres Auslaufen der staatlichen Hilfen ermöglidien. 


2. Maßnahmen zur Leistungssteigerung 

An Haushaltsmitteln zur Leistungssteigerung und 
zur Förderung der beruflichen Bildung in kleinen 
und mittleren Unternehmen standen im Jahre 1969 
insgesamt 58,6 Mio DM zur Verfügung; im Jahre 
1970 waren es 61,9 Mio DM. Nach den Beratungen 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages sind für 1971 rd. 90 Mio DM vorgesehen. 

Bei der Beurteilung der Wirkung dieser vom Bund 
für kleine und mittlere Unternehmen bereitgestell- 
ten Haushaltsmittel ist zu berücksichtigen, daß sie 
durch Förderungsmaßnahmen der Länder ergänzt 
werden und daß vor allem die Wirtschaft selbst er- 
hebliche Eigenleistungen zur Steigerung der Lei- 
stungsfähigkeit in kleinen und mittleren Unterneh- 
men erbringt. Die finanziellen Hilfen des Bundes 
sind daher nur als Hilfe zur Selbsthilfe aufzufassen. 
Im übrigen mißt die Bundesregierung für die Wirk- 
samkeit ihrer Förderungsmaßnahmen einer intensi- 
ven Zusammenarbeit mit den Verbänden und deren 
Aufklärungsarbeit unter ihren Mitgliedern eine be- 
sondere Bedeutung bei. 

2.1. Förderung von Rationalisierung, Forschung, 
Entwicklung und Innovation 

Durch gezielte Förderungsmaßnahmen will die Bun- 
desregierung den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen dabei helfen, neue wirtsdiafts-wissenschaft- 
liche und technische Erkenntnisse für die praktische 
Anwendung nutzbar zu machen, überdies sollen die 
kleinen und mittleren Unternehmen in den Stand 
gesetzt werden, insbesondere im technischen Bereich 
mehr als bisher an Rationalisierung, Forschung, Ent- 
wicklung und Innovation aktiv teilzuhaben. 

Zur Erreichung dieser Ziele sieht die Bundesregie- 
rung ein breitgefächertes Programm institutioneller 
und projektbezogener Förderungsmaßnahmen vor. 

Nach den Beratungen des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages ist für 1971 ein Betrag von 
60,9 Mio DM dafür vorgesehen. In den kommenden 
Jahren werden dafür steigen.de Beträge eingesetzt 
werden. 

Im einzelnen sollen gefördert werden: 

2.1.1 Erarbeitung und Anwendung praxisnaher wirtschaftswis- 
senschaftlicher Forschungsergebnisse 

Forschung und Innovation im wirtschaftswissen- 
schaftlichen Bereich, insbesondere neue Analyse- 
und Prognoseverfahren, neue Organisationsstruk- 
turen (z. B. Kooperation) und neue Organisations- 
mittel (Datenverarbeitung) sind für die Anwendung 
in kleinen und mittleren Unternehmen nutzbar zu 
machen. Durch spezifische Untersuchungen sind die 
in kleinen und mittleren Unternehmen vorhandenen 
Leistungshemmnisse, aber auch Leistungschancen 
im Wettbewerb mit den Großunternehmen aufzu- 
decken und ins Bewußtsein der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen zu rücken. 

2.1. 1.1 Institutionelle Förderung 

— Die der praxisbezogenen wirtschaftswissenschaft- 
lichen Forschung dienenden Kapazitäten im Deut- 
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sehen Handwerksinstitut (,DHI), in der RKW- 
Zentrale und im Institut für Mittelstandsfor- 
schung sollen erhalten und teilweise ausgebaut 
werden. 

— Die Einrichtungen des Handels für 'Betriebsbera- 
tung, Zweckforschung und praktische Entwick- 
lungsarbeiten sollen organisatorisch zusammen- 
gefaßt und planmäßig ausgebaut werden („Insti- 
tut für Leistungsförderung im Handel"). 

2.1. 1.2 Projektbezogene Förderung 

Unterstützung von Forschungs- und Untersuchungs- 
projekten mit den Schwerpunkten 

— Anwendung der EDV, 

— Informationssysteme, Planungsinstrumente und 
Führungstechniken, 

— besondere Probleme einzelner Gewerbezweige, 

— arbeitswirtschaftliche Fragestellungen, 

— künftige Märkte und Tätigkeitsfelder für kleine 
und mittlere Unternehmen, insbesondere durch 
Branchen- und Produktstrukturanalysen unter Be- 
rücksichtigung der Struktur des Angebots, auch 
aus Entwicklungsländern. 

2.1.2 Rationalisierung, naturwissenschaftlich-technische For- 
schung, Entwicklung und Innovation 

Um kleinen und mittleren Unternehmen im Bereich 
technischer Forschung, 'Rationalisierung, Entwick- 
lung und Innovation dabei zu helfen, gegenüber 
den großen Unternehmen ihre spezifischen Vorteile 
zur Geltung zu bringen, sollen sie durch gezielte 
Finanzierungshilfen zu erhöhten Anstrengungen 
ermutigt werden. Im übrigen sollen sie dabei unter- 
stützt werden, den Anschluß an das technische Ratio- 
nalisierungswissen zu halten. 

2. 1.2.1 Institutioneile Förderung 

— Ausbau der technischen Forschungs- und Entwick- 
lungskapazitäten im DHI u. a. durch Errichtung 
einer Entwicklungs- und Versuchsabteilung; 

— Zuschuß zum Grundhaushalt der RKW-Zentrale 
für die Steuerung von Untersuchungsprojekten 
und die Umsetzung ihrer Ergebnisse in die 
Praxis auf den Gebieten Betriebstechnik und 
Innovation; 

— verstärkte Förderung des Normenwesens über 
den Deutschen Normenausschuß (DNA) auf den 
Gebieten Rationalisierung und Typisierung so- 
wie des Güte- und Konformitätszeichenwesens 
über den RAL und den DNA. 

2. 1.2.2 Projektbezogene Förderung 

— verstärkte Förderung der industriellen Gemein- 
schaftsforschung im Rahmen der Arbeitsgemein- 
schaft Industrieller Forschungsvereinigungen 
(AIF) — Forschung im praxisnahen Bereich — ; 

— verstärkte Förderung technischer Entwicklungs- 
vorhaben kleiner und mittlerer Unternehmen in 
Sonderfällen; 

— Förderung volkswirtschaftlich relevanter Erst- 
innovationen (neue Produkte und Produktions- 


verfahren) in kleinen und mittleren Unterneh- 
men, deren Aufwand die Finanzkraft und Risiko- 
bereitschaft des Pilotunternehmens überfordert; 

— verstärkte Förderung der Erarbeitung, Aufberei- 
tung und Vermittlung von technischem Rationa- 
lisierungswissen durch RKW, VDI, u. a. 

2.2. Förderung von Information, 

Beratung und Kooperation 

Die Informationsmöglichkeiten für kleine und mitt- 
lere Unternehmen sollen erweitert werden. Ferner 
sollen die Inanspruchnahme der individuellen Unter- 
nehmensberatung gefördert sowie alle Formen des 
kooperativen Handelns unterstützt werden. Auf 
diese Art soll die Leistungsfähigkeit dieser Unter- 
nehmen gesteigert, die Anpassung an den durch die 
technische und ökonomische Entwicklung verursach- 
ten Wandel erleichtert und im volkswirtschaftlichen 
Interesse Chancengleichheit im Wettbewerb herge- 
stellt werden. 

Nach den Beratungen des Bundeshaushaltsplans 
1971 im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages stehen im Jahre 1971 für das Programm zur 
Förderung von Information, Beratung und Koopera- 
tion 17,55 Mio DM zur Verfügung. In den folgenden 
Jahren sollen steigende Beträge bereitgestellt wer- 
den. 

2.2.1 Information 

Leitgedanke für die Verbesserung des Informations- 
wesens für kleine und mittlere Unternehmen ist die 
Erkenntnis, daß die Information eine Aussage bie- 
ten muß, die für den Empfänger verständlich ist, 
möglichst eine stichwortartige Kurzfassung des Pro- 
blems enthält und erkennbar macht, ob sie mit 
Nutzen verwertbar ist. Hierbei sollen neue tech- 
nische Möglichkeiten der Informationsvermittlung 
nutzbar gemacht werden. 

2.2. 1.1 Institutionelle Förderung 

— Ausbau der im Deutschen Handwerks Institut so- 
wie in den Beratungsorganisationen des Hand- 
werks, Handels, Hotel- und Gaststättengewerbes, 
der Industrie, des Verkehrsgewerbes, des sonsti- 
gen Gewerbes und bei der RKW-Zentrale vor- 
handenen Kapazitäten, die der Informationsver- 
mittlung dienen; 

— Errichtung einer EDV-Zentrale des Handwerks 
zur systematischen Erfassung, Auswertung und 
Verbreitung handwerksrelevanter Informations- 
und Führungsdaten; 

— Errichtung einer Informationsstelle für die prak- 
tische EDV-Anwendung in Zusammenarbeit mit 
dem Ausschuß für wirtschaftliche Verwaltung 
(AWV); sie hat die Aufgabe, die Anwendungs- 
bereiche der EDV für die Anwender transparent 
zu machen, indem sie die Ergebnisse von For- 
schungs- und Entwicklungsprojekten der öffent- 
lichen Hand, der Wirtschaft und der Forschungs- 
einrichtungen erfaßt, katalogisiert und im Hin- 
blick auf eine breitere Auswirkung analysiert. 
Ziele sind: Qualifizierte Information, Erleichte- 
rung der Schaffung integrierter EDV-Systeme, 
Verminderung von Doppelarbeit. 
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2.2. 1.2 Projektbezogene Förderung 

— Intensivierung der Information durch Kurzsemi- 
nare, Betriebskurse etc. mit Planspielen und Fall- 
studien unter Einsatz moderner technischer De- 
monstrationsmittel ; 

— Verbreitung von Merkblättern und Checklisten 
über betriebswirtschaftliche Tatbestände und 
Verfahrensweisen; 

— Ausbau des wirtschaftlich-technischen Erfah- 
rungsaustausches mit der Wissenschaft, inner- 
halb und zwischen den Gewerbezweigen, auf 
nationaler und internationaler Ebene; 

— Verbesserung und Ausbau der Betriebsver- 
gleiche, insbesondere durch Einschaltung der 
EDV. 

2.2.2 Beratung 

Die Betriebsberatung bietet die Möglichkeit, für alle 
unternehmensrelevanten Funktions- und Gestal- 
tungsprobleme geeignete Lösungen zu entwickeln. 
Der Mangel an spezialisierten Führungskräften kann 
in kleinen und mittleren Unternehmen u. a. dadurch 
überbrückt werden, daß man auf nicht betriebs- 
angehörige Berater zurückgreift. 

Die zunehmende Komplizierung des Marktgesche- 
hens und des funktionellen Wirtschaftsablaufs wie 
auch die Einführung neuer Verfahren, mit deren Hilfe 
Arbeits- und Entscheidungserleichterungen erreicht 
werden können, machen eine wachsende Bereitstel- 
lung von Beratungsleistungen erforderlich. 

Im einzelnen ist vorgesehen: 

2.2. 2.1 Institutionelle Förderung 

— Ausbau der Beratungsorganisationen des Hand- 
werks, des Handels, des Hotel- und Gaststätten- 
gewerbes sowie der Beratungskapazitäten bei 
den RKW-Landesgruppen 

2.2.2. 2 Projektbezogene Förderung 

— Ausbau der Grundlagenarbeit der Beratungs- 
dienste des Handels und des Hotel- und Gast- 
stättengewerbes: 

— Ausweitung kostenloser Betriebsbegehungen zur 
Vorbereitung der Beratungstätigkeit; 

— Verstärkung und Ausbau der verbilligten Be- 
triebsberatung in den Bereichen der Industrie, 
des Handels, des Hotel- und Gaststättengewer- 
bes, des Verkehrs- und sonstigen Gewerbes; 

— Gemeinsame Werbeaktionen der Beratungsstel- 
len des Handels und des Hotel- und Gaststätten- 
gewerbes; 

— Gruppenwirtschaftliche Untersuchungen (Ana- 
lyse und Prognose) für kleine und mittlere 
Unternehmen mit anschließender Gruppenbera- 
tung und Aktionsprogrammen. 

2.2.3 Kooperation 

In vielen Fällen können kleine und mittlere Unter- 
nehmen gleiche Wettbewerbschancen gegenüber 
Großunternehmen nur dann erlangen, wenn sie be- 


stimmte Unternehmensfunktionen ausgliedern und 
kooperativ wahrnehmen. Damit verbunden ist fast 
immer ein produktivitätssteigernder Effekt, der eine 
öffentliche Förderung rechtfertigt. 

Im einzelnen ist vorgesehen: 

2.2.3.1 institutionelle Förderung 

— Errichtung von Kooperations-Leitstellen, z. B. für 
die Vermittlung von Zulieferungen und für 
handwerkliche Reparaturleistungen; 

— Errichtung von EDV-Gemeinschaftseinrichtungen 
für die kooperative Übernahme von Betriebs- 
funktionen, z. B. Buchführungs- und Betriebs- 
abrechnungszentralen ; 

— Errichtung einer Reservierungszentrale für das 
Beherbergungsgewerbe ; 

— Ausbau der RKW-Kooperationsbörse für eine 
Vermittlungstätigkeit im Bundesgebiet und im 
zwischenstaatlichen Bereich. 

2.2.3.2 Projektbezogene Förderung 

— Unterstützung von Gemeinschaftsveranstaltun- 
gen und Einrichtungen, die kooperativen Zielen 
dienen, z. B. Leistungsschauen als Werbemaßnah- 
men zur Absatzsteigerung; 

— Erarbeitung und Verbreitung von Leitfäden, 
Merkblättern und Planspielen für kleine und 
mittlere Unternehmen über Probleme der Koope- 
ration. 


3. Maßnahmen zur Förderung der beruflichen 
Bildung 

Die berufliche Bildung ist ein wesentlicher Teil des 
gesamten Bildungswesens. Sie wird im Bericht der 
Bundesregierung zur Bildungspolitik ebenso wie die 
allgemeine Bildung zu einer öffentlichen Aufgabe 
erklärt. Die Bundesregierung wird deshalb bei dem 
Ausbau und der Reform des Bildungswesens, die 
eine außerordentliche Steigerung der öffentlichen 
Mittel erforderlich machen, auch die berufliche Bil- 
dung entsprechend berücksichtigen. Die beträcht- 
lichen finanziellen Anstrengungen der Wirtschaft 
für diesen Bildungsbereich sowie die Leistungen 
nach dem Arbeitsför^erungsgesetz reichen allein 
nicht aus. 

In ihrem Aktionsprogramm „Berufliche Bildung" 
vom 5. November 1970 hat die Bundesregierung 
bereits einige Schwerpunkte für die künftige Ent- 
wicklung der beruflichen Bildung angekündigt. Da- 
mit werden auch wichtige Voraussetzungen für die 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der kleinen 
und mittleren Unternehmen und die berufliche Mo- 
bilität ihrer Erwerbstätigen geschaffen. 

Unter Berücksichtigung der im Bildungsbereicht 1970 
und im Aktionsprogramm „Berufliche Bildung" ge- 
troffenen Aussagen sind in der Strukturpolitik für 
kleine und mittlere Unternehmen folgende Maßnah- 
men von besonderem Gewicht: 
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3.1. Überbetriebliche Berufsbiidungsstätten 

Eine umfassende berufliche Bildung, die eine syste- 
matisch gestaltete berufliche Grundbildung, eine 
planmäßige berufliche Fachbildung und eine ge- 
zielte berufliche Fortbildung einschließt, muß auch 
in kleinen und mittleren Unternehmen gewährleistet 
sein. Nur hierdurch kann das notwendige qualifi- 
zierte Personal für diesen Bereich und darüber hin- 
aus für die gesamte Volkswirtschaft zur Verfügung 
gestellt werden. Die Einrichtung betriebseigener 
Schulungsstätten und -maßnahmen ist in kleinen und 
mittleren Unternehmen jedoch häufig nicht sinn- 
voll. Die Bundesregierung hält deshalb (vgl. auch 
Aktionsprogramm „Berufliche Bildung'') überbe- 
triebliche Einrichtungen zur Ergänzung und Ver- 
vollständigung des betrieblichen Bildungsangebots 
für erforderlich. Hierzu zählen auch die bisher schon 
geförderten überbetrieblichen Lehrwerkstätten und 
Gewerbeförderungsanstalten des Handwerks, die 
sog. Berufsheime des Handels und die in fast allen 
Wirtschaftsbereichen bestehenden Fachschulen und 
überbetrieblichen Berufsbildungsstätten. 

3.2. Überbetriebliche Aus- und Fortbildung 
der Mitarbeiter 

Den Erwerbstätigen in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen müssen überbetrieblich solche Fertigkeiten 
und Kenntnisse vermittelt werden, die in den Be- 
trieben u. a. wegen spezialisierter Leistungspro- 
gramme oder infolge des raschen technischen Fort- 
schritts nicht ausreichend erworben werden können. 
Die Bundesregierung wird daher die Teilnahme an 
überbetrieblichen Bildungsveranstaltungen zur be- 
ruflichen Aus- und Fortbildung auch weiterhin för- 
dern. 

3.3. Qualifikation von Ausbiidern und 
Ausbiidungsberatern 

Die Vorschriften des Berufsbildungsgesetzes von 
1969 sehen höhere Anforderungen an die Eignung 
der Ausbilder vor; außerdem haben die für die 
Regelung und Überwachung der Berufsbildung „zu- 
ständigen Stellen" (Kammern) Ausbildungsberater 
zu bestellen, die sowohl die Ausbildungsstätten wie 
auch die Teilnehmer an beruflichen Bildungsmaß- 
nahmen beraten sollen. 

Kleine und mittlere Unternehmen aller Wirtschafts- 
bereiche müssen in die Lage versetzt werden, ihre 
gesetzlichen Verpflichtungen zu erfüllen. Deshalb 
muß das Bildungsangebot für Ausbilder und Berater 
verbessert werden. 

3.4. Aus- und Fortbildung der Unternehmer 
und Führungskräfte 

Da Qualität und Flexibilität der Unternehmer und 
der betrieblichen Führungskräfte in entscheidendem 
Maße die künftige Stellung der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen in einer dynamischen Wirtschaft 
bestimmen, mißt die Bundesregierung Bildungs- 
investitionen in diesem Bereich eine besondere Be- 
deutung bei. Sie wird deshalb durch Förderungs- 
maßnahmen dazu beitragen, daß die bestehenden 
Ansätze zu allgemeinen Konzeptionen für die Ma- 
nagementausbildung weiterentwickelt und den klei- 
nen und mittleren Unternehmen nutzbar gemacht 
werden. 


4. Überprüfung der Gesetzgebung 

Die Bundesregierung wird laufend beobachten, ob 
und in welchen Bereichen kleine und mittlere Unter- 
nehmen gegenüber Großunternehmen durch Aus- 
wirkungen der Gesetzgebung oder der Verwaltungs- 
praxis benachteiligt werden. Sie wird zu diesem 
Zweck Untersuchungen in Auftrag geben und sich 
der bestehenden Beratungsinstitutionen bedienen. 

4.1. Steuergesetzgebung 

Die Bundesregierung hat eine Steuerreformkommis- 
sion einberufen, die das geltende Steuerrecht u. a. 
auch im Hinblick auf die Belange kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen überprüfen soll. 

Zu den Zielvorstellungen der Steuerreform gehört 
es in diesem Zusammenhang, das Steuersystem ge- 
rechter, einfacher und überschaubarer zu gestalten. 

Im Steuerverfahrensrecht bedeutet der von der Bun- 
desregierung vorgelegte Entwurf der neuen Abga- 
benordnung eine Verbesserung der Systematik des 
allgemeinen Steuerverfahrensrechts, so daß der 
steuerzahlende Bürger seine Rechte und Pflichten, 
insbesondere auch im Betriebsprüfungsverfahren, 
klarer erkennen kann und einen größeren Ver- 
trauensschutz erhält. 

Im Bereich des Einkommensteuerrechts wird u. a. im 
einzelnen geprüft, inwieweit Steuervergünstigun- 
gen, die bisher häufig in der Form von Sonderab- 
schreibungen gewährt werden, in Zukunft durch 
gleichmäßig wirkende Prämien oder Zulagen ersetzt 
werden sollen. 

Für die Reform der Gewerbesteuer, die von den 
kleinen und mittleren Unternehmen allgemein als 
belastend empfunden wird, sieht es die Bundesregie- 
rung als ihre Aufgabe an, alsbald gerade für kleine 
und mittlere Unternehmen befriedigende und reali- 
sierbare Vorschläge vorzulegen. 

Im Rahmen der Reform des Erbschaftsteuerrechts 
wird eine Entlastung der kleinen und mittleren Ver- 
mögen angestrebt und eine vertretbare Erhöhung 
der Erbschaftsteuer für Großvermögen ins Auge ge- 
faßt. Dem Gesichtspunkt der Erhaltung kleiner und 
mittlerer Unternehmen beim Erbgang und der Ver- 
meidung von Liquiditätsschwierigkeiten durch Ent- 
richtung der Steuerschuld soll Rechnung getragen 
werden. 

Im Vermögensteuerrecht wird u. a. der Behandlung 
der zur Altersversorgung angesammelten Vermö- 
gensbeträge besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
werden. 

Der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Umsatzsteuergesetzes, der in mancherlei 
Hinsicht die Belange der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen, insbesondere durch eine einheitliche 
Besteuerung, berücksichtigt, liegt vor. 

Die steuerliche Behandlung stiller Reserven bei der 
Betriebsaufgabe ist bei der durch die Entscheidung 
des BVerfG vom 11. Mai 1970 erforderlich gewor- 
denen gesetzlichen Neuregelung der Besteuerung 
von land- und forstwirtschaftlichen Grund- und 
Bodengewinnen von erheblicher Bedeutung. Die ent- 
sprechenden Vorarbeiten für die geplante gesetz- 
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leche Regelung sind im Gange. In diesem Zusammen- 
hang wird auch geprüft, ob und inwieweit Steuer- 
erleichterungen für die Betriebsaufgabe aus Alters- 
gründen in Betracht kommen. 

4.2. Wettbewerbsrecht 

Auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechts hat die Bun- 
desregierung bereits ein bedeutendes Reformvor- 
haben in Angriff genommen. Die Novelle zum Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
soll in Kürze dem Bundestag und Bundesrat zuge- 
leitet werden. 

Um die Entstehung oder Verstärkung marktbeherr- 
schender Stellungen zu verhindern, die sich sowohl 
gegenüber kleinen und mittleren Unternehmen als 
auch gegenüber den Verbrauchern nachteilig aus- 
wirken, ist eine Fusionskontrolle vorgesehen. Die 
wirtschaftlich sinnvolle und notwendige Kooperation 
kleiner und mittlerer Unternehmen soll erleichtert, 
der Schutz kleiner und mittlerer Unternehmen ge- 
gen Mißbrauch von Marktmacht verbessert werden. 

4.3. Sozialgesetzgebung 

Unter den Selbständigen, die Inhaber eines kleinen 
oder mittleren Unternehmens sind, ist bereits eine 
Reihe von Gruppen wie Landwirte und Handwer- 
ker zu Beiträgen an eine Altersversicherungsein- 
richtung verpflichtet. Auch für die anderen Selb- 
ständigen soll eine Möglichkeit für eine gesetzlich 


geregelte Alterssicherung im Rahmen der Renten- 
versicherung geschaffen werden. Dabei kommt es 
der Bundesregierung darauf an, sowohl eine aus- 
reichende Versorgung zu ermöglichen als auch einen 
unangemessenen Zwang für diese sehr verschieden- 
artigen und unterschiedlich leistungsfähigen Selb- 
ständigengruppen zu vermeiden. Deswegen werden 
mit der in der Regierungserklärung angekündigten 
Öffnung der gesetzlichen Alterssicherung für wei- 
tere Gesellschaftsgruppen weitgehende Gestaltungs- 
möglichkeiten auch für den einzelnen Selbständigen 
eröffnet werden. Der Selbständige würde damit 
selbst bestimmen können, ob und wieweit er durch 
seine Beitragsleistungen nach Höhe und Regel- 
mäßigkeit sich die gleiche Versorgung wie die übri- 
gen Versicherten in der gesetzlichen Alterssichemng 
verschafft. In diesem Zusammenhang sollen auch 
Nadientrichtungsmöglichkeiten vorgesehen werden. 

4.4. Vermögensbildung 

Die Bundesregierung untersucht ferner, inwieweit 
auch für Selbständige in kleinen und mittleren Un- 
ternehmen vermögenspolitische Maßnahmen vorzu- 
sehen sind, die eine ähnliche Förderung der Ver- 
mögensbildung wie bei Arbeitnehmern bedeuten. 
Insbesondere ist an eine Begünstigung des Sparens 
im eigenen Betrieb gedacht. Die Bundesregierung 
wird bei der Reform der Sparförderung, die im Zu- 
sammenhang mit der Steuerreform geplant ist, hier- 
zu Einzelheiten darlegen. 
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